
Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichts
Frankfurt am Main (Deutschland) eingereicht am 28. Mai

2008 — Colin Wolf gegen Stadt Frankfurt am Main

(Rechtssache C-229/08)

(2008/C 223/33)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Verwaltungsgericht Frankfurt am Main

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Colin Wolf

Beklagte: Stadt Frankfurt am Main

Vorlagefragen

1. Besitzt der nationale Gesetzgeber für die Ausschöpfung der
durch Art. 6 Abs. 1 RL 2000/78/EG eröffneten Spielräume
durchgängig einen weiten Ermessens- und Gestaltungsspiel-
raum oder wird dieser Spielraum jedenfalls dann auf das
Notwendige eingeschränkt, wenn es um die Festlegung eines
Höchstalters für die Einstellung im Hinblick auf eine Min-
destdienstzeit bis zum Ruhestandseintritt (1) entsprechend
Art. 6 Abs. 1 Unterabsatz 2 lit. c RL 2000/78/EG geht?

2. Konkretisiert die Notwendigkeit in Art. 6 Abs. 1 Unterab-
satz 2 lit. c RL 2000/78/EG die Angemessenheit des in Art.
6 Abs. 1 Unterabsatz 1 RL 2000/78/EG genannten Mittels
und schränkt so den Anwendungsbereich dieser allgemein
gehaltenen Regelung ein?

3. a) Handelt es sich um ein legitimes Ziel im Rahmen von
Art. 6 Abs. 1 Unterabsatz 1 RL 2000/78/EG, wenn ein
Dienstherr durch ein Einstellungshöchstalter sein Interes-
se an einer möglichst langen aktiven Dienstzeit einzu-
stellender Beamter verfolgt?

b) Ist die Umsetzung eines solchen Ziels schon unangemes-
sen, wenn damit bewirkt wird, dass Beamte länger
Dienst leisten als zum Erwerb der gesetzlich garantierten
Mindestversorgung bei vorzeitigem Eintritt in den Ruhe-
stand nach Ablauf von 5 Dienstjahren nötig?

c) Ist die Umsetzung eines solchen Ziels erst dann unange-
messen, wenn damit bewirkt wird, dass Beamte länger
Dienst leisten als zum Erdienen der gesetzlich garantier-
ten Mindestversorgung bei vorzeitigem Eintritt in den
Ruhestand — derzeit 19,51 Jahre — nötig?

4. a) Handelt es sich um ein i. S. d. Art. 6 Abs. 1 Unterabsatz
1 RL 2000/78/EG legitimes Ziel, durch ein möglichst
geringes Einstellungshöchstalter die Zahl der insgesamt
einzustellenden Beamten möglichst gering zu halten, um
die Zahl der einzelfallbezogenen Leistungen wie Unfall-
fürsorge oder Krankenfürsorge (Beihilfen, auch für Fami-
lienangehörige) möglichst gering zu halten.

b) Welche Bedeutung kann insoweit dem Umstand zukom-
men, dass mit steigendem Lebensalter die Fürsorgeleis-
tungen für Unfälle oder Beihilfen in Krankheitsfällen
(auch Familienangehörige) höher ausfallen als bei jünge-
ren Beamten, sodass sich bei einer Einstellung lebensälte-
rer Beamter oder Beamtinnen der insoweit zu leistende
Aufwand insgesamt erhöhen könnte?

c) Müssen insoweit gesicherte Prognosen oder Statistiken
vorliegen oder genügen allgemeine Wahrscheinlichkeits-
annahmen?

5. a) Handelt es sich um ein i. S. d. Art. 6 Abs. 1 Unterabsatz
1 RL 2000/78/EG legitimes Ziel, wenn ein Dienstherr
ein bestimmtes Einstellungshöchstalter zur Anwendung
bringen will, um eine „ausgewogene Altersstruktur in
der jeweiligen Laufbahn“ zu gewährleisten?

b) Welchen Anforderungen müssen ggf. Erwägungen zur
Gestaltung einer solchen Altersstruktur genügen, um die
Voraussetzungen eines Rechtfertigungsgrundes (Ange-
messenheit und Erforderlichkeit, Notwendigkeit) zu
erfüllen?

6. Handelt es sich um eine i. S. d. Art. 6 Abs. 1 Unterabsatz 1
RL 2000/78/EG legitime Erwägung, wenn der Dienstherr
hinsichtlich eines Einstellungshöchstalters darauf verweist,
bis zum Erreichen eines solchen Alters sei es regelmäßig
möglich, die sachlichen Einstellungsvoraussetzungen für
eine Ausbildung im mittleren Feuerwehrdienst in Gestalt
einer entsprechenden Schulbildung und einer handwerkli-
chen Ausbildung zu erwerben?

7. Nach welchen Kriterien ist zu beurteilen, ob eine Mindest-
dienstzeit bis zum Eintritt in den Ruhestand angemessen
oder notwendig ist?

a) Lässt sich die Notwendigkeit einer Mindestdienstzeit aus-
schließlich als Äquivalent für den vom Dienstherrn allein
finanzierten Erwerb einer Qualifikation beim Dienst-
herrn (Laufbahnbefähigung für den mittleren Feuerwehr-
dienst) rechtfertigen, um im Hinblick auf eine solche
Qualifikation eine angemessene nachfolgende Dienstzeit
bei diesem Dienstherrn sicher zu stellen, sodass die Aus-
bildungskosten vom Beamten auf diese Weise allmählich
abgearbeitet werden?

b) Wie lange darf die Phase der auf die Ausbildungszeit
nachfolgenden Dienstzeit höchstens sein? Darf sie 5
Jahre übersteigen, wenn ja unter welchen Voraussetzun-
gen?

c) Kann die Angemessenheit oder Notwendigkeit einer
Mindestdienstzeit unabhängig von Ziffer 7 Buchstabe a
mit der Überlegung gerechtfertigt werden, dass bei
Beamten, deren Ruhestandsversorgung der Dienstherr
allein finanziert, die zu erwartende aktive Dienstzeit von
der Einstellung bis zum voraussichtlichen Ruhestands-
eintritt ausreichen muss, um eine gesetzlich gewährleis-
tete Mindestversorgung im Ruhestand durch eine Dienst-
zeit von derzeit 19,51 Jahren zu erdienen?
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d) Ist umgekehrt die Ablehnung einer Einstellung nach Art.
6 Abs. 1 RL 2000/78/EG erst dann gerechtfertigt, wenn
die Person mit einem Alter eingestellt würde, das bei
voraussichtlichem Ruhestandseintritt dazu führen würde,
dass die Mindestversorgung zu zahlen wäre, obwohl sie
noch nicht erdient wäre?

8. a) Ist für die Beurteilung des Ruhestandseintritts nach Maß-
gabe von Art. 6 Abs. 1 Unterabsatz 2 lit. c RL
2000/78/EG auf die gesetzlich festgelegte Altersgrenze
für den Übertritt in den Ruhestand mit anschließendem
Bezug einer Pension abzustellen, oder muss auf das sta-
tistische Durchschnittsalter des Ruhestandseintritts einer
bestimmten Beamten- oder Berufsgruppe abgestellt wer-
den?

b) In welchem Ausmaß muss ggf. berücksichtigt werden,
dass für einzelne Beamte der regelmäßige Übertritt in
den Ruhestand um bis zu zwei Jahre hinausgeschoben
werden kann? Führt dieser Umstand in entsprechendem
Umfang zu einer Heraufsetzung des Einstellungshöchs-
talters?

9. Darf bei der Berechnung der Mindestdienstzeit im Rahmen
von Art. 6 Abs. 1 RL 2000/78/EG die zunächst im Beam-
tenverhältnis zu absolvierende Ausbildung mitgerechnet
werden? Ist insoweit von Bedeutung, ob die Ausbildungszeit
beim Erwerb der Pension als ruhegehaltsfähige Dienstzeit in
vollem Umfang zu berücksichtigen ist, oder ist die Ausbil-
dungszeit aus der Zeitspanne herauszurechnen, für die ein
Dienstherr eine Mindestdienstzeit nach Art. 6 Abs. 1 Unter-
absatz 2 lit. c RL 2000/78/EG verlangen darf?

10. Sind die Regelungen in § 15 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Allge-
meines Gleichbehandlungsgesetz mit Art. 17 RL
2000/78/EG vereinbar?

(1) ABl. L 303, S. 16.

Rechtsmittel, eingelegt am 29. Mai 2008 von Massimo
Giannini gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz
(Dritte Kammer) vom 12. März 2008 in der Rechtssache

T-100/04, Massimo Giannini/Kommission

(Rechtssache C-231/08 P)

(2008/C 223/34)

Verfahrenssprache: Französisch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelführer: Massimo Giannini (Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte L. Levi und C. Ronzi)

Andere Verfahrensbeteiligte: Kommission der Europäischen
Gemeinschaften

Anträge

Der Rechtsmittelführer beantragt,

— das Urteil des Gerichts erster Instanz der Europäischen
Gemeinschaften vom 12. März 2008 in der Rechtssache T-
100/04 aufzuheben;

— folglich seinen in erster Instanz gestellten Anträgen stattzu-
geben und daher

— die ihm mit Schreiben vom 11. Juni 2003 mitgeteilte
Entscheidung des Prüfungsausschusses für das Auswahl-
verfahren KOM/A/9/01, ihn nicht in die Reserveliste die-
ses Auswahlverfahrens aufzunehmen, aufzuheben und,
soweit erforderlich, die ihm mit Schreiben vom 8. Juli
2003 mitgeteilte Entscheidung über die Zurückweisung
seines Antrags auf Überprüfung sowie die ihm mit
Schreiben vom 2. Dezember 2003 mitgeteilte Entschei-
dung über die Zurückweisung seiner Beschwerde aufzu-
heben;

— ihm Schadensersatz für den materiellen Schaden zuzu-
sprechen, und zwar in Höhe der Differenz zwischen der
nach Ende des Vertrags als Bediensteter auf Zeit erhalte-
nen Arbeitslosenunterstützung und dem Gehalt eines
Beamten der Besoldungsgruppe A 7/4 sowie für die Zeit
nach der Arbeitslosigkeit in Höhe der Dienstbezüge eines
Beamten der Besoldungsgruppe A 7/5, und ihm Scha-
densersatz für den erlittenen immateriellen Schaden, der
mit 1 Euro beziffert wird, zuzusprechen;

— der Kommission sämtliche Kosten des ersten Rechtszugs und
des Rechtsmittels aufzuerlegen.

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente

Der Rechtsmittelführer stützt sein Rechtsmittel im Wesentlichen
auf drei Gründe.

Erstens habe das Gericht das Recht auf ein faires Verfahren und
insbesondere sein Recht auf Entscheidung seines Verfahrens bin-
nen angemessener Frist verletzt. Vier Jahre seien zwischen dem
Tag der Klageerhebung beim Gericht und der Verkündung des
angefochtenen Urteils vergangen. Es gebe im vorliegenden Fall
keinen außergewöhnlichen Umstand, der eine solche Dauer
rechtfertige. Die Akten der Rechtssache seien weder besonders
umfangreich noch rechtlich komplex, und bei dem Verfahren
stehe für ihn viel auf dem Spiel.

Zweitens habe das Gericht die Art. 4, 27 und 29 des Beamten-
statuts verletzt und sowohl den Begriff des dienstlichen Interes-
ses als auch die Fürsorgepflicht der Gemeinschaftsorgane gegen-
über ihren Bediensteten und Beamten verkannt. Das Gericht ver-
wechsle insoweit den Eintritt in den öffentlichen Dienst der
Gemeinschaften im Wege eines allgemeinen Auswahlverfahrens
zur Bildung einer Einstellungsreserve und die Verfolgung der
Laufbahn bereits eingestellter Personen über die im Statut vorge-
sehenen Mechanismen der Versetzung und der Beförderung.
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